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Bundesgesetz über die Rückerstattung unrechtmässig erworbener Vermögenswerte poli-
tisch exponierter Personen (RuVG) 
Vernehmlassung des Kantons Zug  
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
 
Mit Schreiben vom 24. Februar 2010 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen, bis 
16. April 2010 zum Entwurf des Bundesgesetzes über die Rückerstattung unrechtmässig er-
worbener Vermögenswerte politisch exponierter Personen (RuVG) Stellung zu nehmen. Wir 
nehmen diese Gelegenheit gerne wahr. Unsere Vernehmlassung stützt sich auf ein verwal-
tungsinternes Mitberichtsverfahren. 
 
Antrag 
 
Das titelerwähnte Bundesgesetz sei so zu verabschieden, wie es den Kantonen zur Vernehm-
lassung unterbreitet wurde. 
 
Begründung 
 
Wir erachten die vorgesehene Regelung als gutes Instrument, um in der Schweiz beschlag-
nahmte "Potentatengelder" bei Unmöglichkeit der Rechtshilfe an die geschädigten Länder zu-
rückzuerstatten. Auf die Kantone kommt dadurch kein Mehraufwand zu, da es sich verfahrens-
mässig um eine Bundeslösung handelt (zuständig für die Sperrung solcher Vermögenswerte ist 
der Bundesrat, für die verwaltungsrechtliche Einziehung das Bundesverwaltungsgericht). Die 
Kantone werden vom Gesetzesentwurf nur von zwei Artikeln berührt: Artikel 10 sieht vor, dass 
sie für Verfahrenskosten entschädigt werden können. Nach Artikel 12 Absatz 2 müssen sie 
dem EDA alle für den Vollzug dieses Gesetzes notwendigen Angaben übermitteln. Die vorge-
schlagene Regelung hat somit aus unserer Sicht keine oder dann lediglich marginale finanzielle 
und/oder personelle Auswirkungen auf die Kantone. 
 
Abschliessend bedanken wir uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 
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Freundliche Grüsse 
Regierungsrat des Kantons Zug 
 
 
 
Peter Hegglin Tino Jorio 
Landammann Landschreiber 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kopie an: 
- Obergericht 
- Finanzdirektion 
- Zuger Polizei 
- Sicherheitsdirektion (2)  
- Eidg. Parlamentarier des Kantons Zug 
 


